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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Reents und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 10/995 — 


Vorfälle im Militärgefängnis Diyarbakir 


Der Bundesminister des Auswärtigen - 011 - 300.14 - hat mit 
Schreiben vom 27. Februar 1984 die Kleine Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich die Gefangenen im Mili- 
tärgefängnis Diyarbakir seit dem 26. Dezember 1983 aus Protest 
gegen die unmenschlichen Haftbedingungen in einem unbefristeten 
Hungerstreik befinden, und welche Informationen hat die Bundes- 
regierung über die dortigen Haftbedingungen? 


Der Bundesregierung liegen keine zuverlässigen Informationen 
über einen „unbefristeten Hungerstreik" im Militärgefängnis 
Diyarbakir vor. Ihr sind jedoch Meldungen bekannt, daß zu 
Jahresbeginn ein begrenzter Hungerstreik von Häftlingen des 
Militärgefängnisses Diyarbakir stattgefunden haben soll. 

Die Haftbedingungen im Militärgefängnis Diyarbakir gelten als 
besonders hart. Eigene Erkenntnisse hegen der Bundesregierung 
nicht vor. 


2. Ist der Bundesregierung bekannt, daß zehn Tage nach dem Beginn 
des Hungerstreiks unter bisher ungeklärten Umständen im Militär- 
gefängnis ein Brand ausgebrochen ist, dem bislang fünf Gefangene 
zum Opfer gefallen sind, und was sind ihre Informationen über den 
Vorfall? 


Die Bundesregierung verfügt über keine eigenen Erkenntnisse 
bezüglich der behaupteten Todesfälle im Militärgefängnis Diyar- 
bakir und deren in der Frage als „ungeklärt" bezeichneten 
Umstände. 
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Meldungen über solche Todesfälle wurden zu Jahresbeginn von 
Radio BBC und Radio Moskau verbreitet. 

Der Bundesregierung sind Meldungen bekannt, nach denen sich 
drei Todesfälle von Häftlingen in Diyarbakir ereignet hätten und 
zwei Häftlinge sich in Lebensgefahr im Militärkrankenhaus befin- 
den sollen. 


3, Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Weigerung der 
türkischen Militärs, die Todesfälle aufzuklären, der von der türki- 
schen Regierung propagierten Rückkehr zur Demokratie Hohn 
spricht? 


Der Bundesregierung ist von einer Weigerung der türkischen 
Behörden, die behaupteten Todesfälle aufzuklären, nichts 
bekannt. Sie vermag deshalb auch den in der Frage gezogenen 
Schlußfolgerungen nicht beizutreten. 


4. Ist die Bundesregierung bereit, angesichts dieser Situation Beobach- 
ter in die Türkei zu entsenden, die sich ein eigenes Büd der Vorfälle 
in Diyarbakir machen und zu diesem Zweck auch mit den Angehöri- 
gen der ums Leben gekommenen Gefangenen sprechen? 

Die Bundesregierung hat die frühere türkische Militärregierung 
wiederholt auf die Bedeutung einer uneingeschränkten Achtung 
der Menschenrechte hingewiesen. Der Bundesminister des Aus- 
wärtigen hat am 17. Januar 1984 in einem Gespräch mit dem 
neuen türkischen Außenminister an die fortbestehenden Erwar- 
tungen in diesem Bereich erinnert. 

Es kann nicht Aufgabe der Bundesregierung sein, sich durch 
Entsendung von offiziellen Beobachtungsdelegationen in die Klä- 
rung von Einzelfällen der beschriebenen Art in ausländischen 
Haftanstalten einzuschalten. 


5. Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß angesichts der jüng- 
sten Vorkommnisse in Diyarbakir die von ihr gewährte Türkeihüfe 
ausgesetzt werden sollte? 


Unter Abwägung aller Gesichtspunkte der Entwicklung in der 
Türkei sieht die Bundesregierung keinen Anlaß, ihre in dem dem 
Deutschen Bundestag am 9. Februar 1984 zugeleiteten Bericht zur 
Entwicklung in der Türkei dargelegte Politik zu ändern. 
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